
Abschnitt 3Abschnitt 3

VerwaltungsverfahrenVerwaltungsverfahren

§ 77 Schriftform; Ausnahme von Formerfordernissen§ 77 Schriftform; Ausnahme von Formerfordernissen

(1) Die folgenden Verwaltungsakte bedürfen der Schriftform und sind mit Ausnahme(1) Die folgenden Verwaltungsakte bedürfen der Schriftform und sind mit Ausnahme

der Nummer 5 mit einer Begründung zu versehen:der Nummer 5 mit einer Begründung zu versehen:

1. der Verwaltungsakt,1. der Verwaltungsakt,

a) durch den ein Passersatz, ein Ausweisersatz oder ein Aufenthaltstitel versagt,a) durch den ein Passersatz, ein Ausweisersatz oder ein Aufenthaltstitel versagt,

räumlich oder zeitlich beschränkt oder mit Bedingungen und Auflagen versehenräumlich oder zeitlich beschränkt oder mit Bedingungen und Auflagen versehen

wird oderwird oder

b) mit dem die Änderung oder Aufhebung einer Nebenbestimmung zumb) mit dem die Änderung oder Aufhebung einer Nebenbestimmung zum

Aufenthaltstitel versagt wird, sowieAufenthaltstitel versagt wird, sowie

2. die Ausweisung,2. die Ausweisung,

3. die Abschiebungsanordnung nach § 58a Absatz 1 Satz 1,3. die Abschiebungsanordnung nach § 58a Absatz 1 Satz 1,

4. die Androhung der Abschiebung,4. die Androhung der Abschiebung,

5. die Aussetzung der Abschiebung,5. die Aussetzung der Abschiebung,

6. Beschränkungen des Aufenthalts nach § 12 Absatz 4,6. Beschränkungen des Aufenthalts nach § 12 Absatz 4,

7. die Anordnungen nach den §§ 47 und 56,7. die Anordnungen nach den §§ 47 und 56,

8. die Rücknahme und der Widerruf von Verwaltungsakten nach diesem Gesetz8. die Rücknahme und der Widerruf von Verwaltungsakten nach diesem Gesetz

sowiesowie

9. die Entscheidung über die Anordnung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots9. die Entscheidung über die Anordnung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots

nach § 11.nach § 11.

Einem Verwaltungsakt, mit dem ein Aufenthaltstitel versagt oder mit dem einEinem Verwaltungsakt, mit dem ein Aufenthaltstitel versagt oder mit dem ein

Aufenthaltstitel zum Erlöschen gebracht wird, sowie der Entscheidung über einenAufenthaltstitel zum Erlöschen gebracht wird, sowie der Entscheidung über einen

Antrag auf Befristung nach § 11 Absatz 1 Satz 3 ist eine Erklärung beizufügen. MitAntrag auf Befristung nach § 11 Absatz 1 Satz 3 ist eine Erklärung beizufügen. Mit

dieser Erklärung wird der Ausländer über den Rechtsbehelf, der gegen dendieser Erklärung wird der Ausländer über den Rechtsbehelf, der gegen den

Verwaltungsakt gegeben ist, und über die Stelle, bei der dieser RechtsbehelfVerwaltungsakt gegeben ist, und über die Stelle, bei der dieser Rechtsbehelf

einzulegen ist, sowie über die einzuhaltende Frist belehrt; in anderen Fällen ist dieeinzulegen ist, sowie über die einzuhaltende Frist belehrt; in anderen Fällen ist die

vorgenannte Erklärung der Androhung der Abschiebung beizufügen.vorgenannte Erklärung der Androhung der Abschiebung beizufügen.

(1a) Im Zusammenhang mit der Erteilung einer ICT-Karte oder einer Mobiler-ICT-(1a) Im Zusammenhang mit der Erteilung einer ICT-Karte oder einer Mobiler-ICT-

Karte sind zusätzlich der aufnehmenden Niederlassung oder dem aufnehmendenKarte sind zusätzlich der aufnehmenden Niederlassung oder dem aufnehmenden

Unternehmen schriftlich mitzuteilenUnternehmen schriftlich mitzuteilen



1. die Versagung der Verlängerung einer ICT-Karte oder einer Mobiler-ICT-Karte,1. die Versagung der Verlängerung einer ICT-Karte oder einer Mobiler-ICT-Karte,

2. die Rücknahme oder der Widerruf einer ICT-Karte oder einer Mobiler-ICT-Karte,2. die Rücknahme oder der Widerruf einer ICT-Karte oder einer Mobiler-ICT-Karte,

3. die Versagung der Verlängerung eines Aufenthaltstitels zum Zweck des3. die Versagung der Verlängerung eines Aufenthaltstitels zum Zweck des

Familiennachzugs zu einem Inhaber einer ICT-Karte oder einer Mobiler-ICT-KarteFamiliennachzugs zu einem Inhaber einer ICT-Karte oder einer Mobiler-ICT-Karte

oderoder

4. die Rücknahme oder der Widerruf eines Aufenthaltstitels zum Zweck des4. die Rücknahme oder der Widerruf eines Aufenthaltstitels zum Zweck des

Familiennachzugs zu einem Inhaber einer ICT-Karte oder einer Mobiler-ICT-Karte.Familiennachzugs zu einem Inhaber einer ICT-Karte oder einer Mobiler-ICT-Karte.

In der Mitteilung nach Satz 1 Nummer 1 und 2 sind auch die Gründe für dieIn der Mitteilung nach Satz 1 Nummer 1 und 2 sind auch die Gründe für die

Entscheidung anzugeben.Entscheidung anzugeben.

(2) Die Versagung und die Beschränkung eines Visums und eines Passersatzes vor(2) Die Versagung und die Beschränkung eines Visums und eines Passersatzes vor

der Einreise bedürfen keiner Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung; dieder Einreise bedürfen keiner Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung; die

Versagung an der Grenze bedarf auch nicht der Schriftform. Formerfordernisse fürVersagung an der Grenze bedarf auch nicht der Schriftform. Formerfordernisse für

die Versagung von Schengen-Visa richten sich nach der Verordnung (EG) Nr.die Versagung von Schengen-Visa richten sich nach der Verordnung (EG) Nr.

810/2009.810/2009.

(3) Dem Ausländer ist auf Antrag eine Übersetzung der Entscheidungsformel des(3) Dem Ausländer ist auf Antrag eine Übersetzung der Entscheidungsformel des

Verwaltungsaktes, mit dem der Aufenthaltstitel versagt oder mit dem derVerwaltungsaktes, mit dem der Aufenthaltstitel versagt oder mit dem der

Aufenthaltstitel zum Erlöschen gebracht oder mit dem eineAufenthaltstitel zum Erlöschen gebracht oder mit dem eine

Befristungsentscheidung nach § 11 getroffen wird, und der RechtsbehelfsbelehrungBefristungsentscheidung nach § 11 getroffen wird, und der Rechtsbehelfsbelehrung

kostenfrei in einer Sprache zur Verfügung zu stellen, die der Ausländer verstehtkostenfrei in einer Sprache zur Verfügung zu stellen, die der Ausländer versteht

oder bei der vernünftigerweise davon ausgegangen werden kann, dass er sieoder bei der vernünftigerweise davon ausgegangen werden kann, dass er sie

versteht. Besteht die Ausreisepflicht aus einem anderen Grund, ist Satz 1 auf dieversteht. Besteht die Ausreisepflicht aus einem anderen Grund, ist Satz 1 auf die

Androhung der Abschiebung sowie auf die Rechtsbehelfsbelehrung, die dieser nachAndrohung der Abschiebung sowie auf die Rechtsbehelfsbelehrung, die dieser nach

Absatz 1 Satz 3 beizufügen ist, entsprechend anzuwenden. Die Übersetzung kannAbsatz 1 Satz 3 beizufügen ist, entsprechend anzuwenden. Die Übersetzung kann

in mündlicher oder in schriftlicher Form zur Verfügung gestellt werden. Einein mündlicher oder in schriftlicher Form zur Verfügung gestellt werden. Eine

Übersetzung muss dem Ausländer dann nicht vorgelegt werden, wenn er unerlaubtÜbersetzung muss dem Ausländer dann nicht vorgelegt werden, wenn er unerlaubt

in das Bundesgebiet eingereist ist oder auf Grund einer strafrechtlichenin das Bundesgebiet eingereist ist oder auf Grund einer strafrechtlichen

Verurteilung ausgewiesen worden ist. In den Fällen des Satzes 4 erhält derVerurteilung ausgewiesen worden ist. In den Fällen des Satzes 4 erhält der

Ausländer ein Standardformular mit Erläuterungen, die in mindestens fünf der amAusländer ein Standardformular mit Erläuterungen, die in mindestens fünf der am

häufigsten verwendeten oder verstandenen Sprachen bereitgehalten werden. Diehäufigsten verwendeten oder verstandenen Sprachen bereitgehalten werden. Die

Sätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, wenn der Ausländer noch nicht eingereistSätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, wenn der Ausländer noch nicht eingereist

oder bereits ausgereist ist.oder bereits ausgereist ist.

§ 78 Dokumente mit elektronischem Speicher- und Verarbeitungsmedium§ 78 Dokumente mit elektronischem Speicher- und Verarbeitungsmedium

(1) Aufenthaltstitel nach § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 bis 4 werden als(1) Aufenthaltstitel nach § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 bis 4 werden als

eigenständige Dokumente mit elektronischem Speicher- und Verarbeitungsmediumeigenständige Dokumente mit elektronischem Speicher- und Verarbeitungsmedium

ausgestellt. Aufenthaltserlaubnisse, die nach Maßgabe des Abkommens zwischenausgestellt. Aufenthaltserlaubnisse, die nach Maßgabe des Abkommens zwischen



der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und derder Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der

Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit vom 21.Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit vom 21.

Juni 1999 (ABl. L 114 vom 30.4.2002, S. 6) auszustellen sind, werden auf AntragJuni 1999 (ABl. L 114 vom 30.4.2002, S. 6) auszustellen sind, werden auf Antrag

als Dokumente mit elektronischem Speicher- und Verarbeitungsmedium ausgestellt.als Dokumente mit elektronischem Speicher- und Verarbeitungsmedium ausgestellt.

Dokumente nach den Sätzen 1 und 2 enthalten folgende sichtbar aufgebrachteDokumente nach den Sätzen 1 und 2 enthalten folgende sichtbar aufgebrachte

Angaben:Angaben:

1. Name und Vornamen,1. Name und Vornamen,

2. Doktorgrad,2. Doktorgrad,

3. Lichtbild,3. Lichtbild,

4. Geburtsdatum und Geburtsort,4. Geburtsdatum und Geburtsort,

5. Aschrift,5. Aschrift,

6. Gültigkeitsbeginn und Gültigkeitsdauer,6. Gültigkeitsbeginn und Gültigkeitsdauer,

7. Ausstellungsort,7. Ausstellungsort,

8. Art des Aufenthaltstitels oder Aufenthaltsrechts und dessen Rechtsgrundlage,8. Art des Aufenthaltstitels oder Aufenthaltsrechts und dessen Rechtsgrundlage,

9. Ausstellungsbehörde,9. Ausstellungsbehörde,

10. Seriennummer des zugehörigen Passes oder Passersatzpapiers,10. Seriennummer des zugehörigen Passes oder Passersatzpapiers,

11. Gültigkeitsdauer des zugehörigen Passes oder Passersatzpapiers,11. Gültigkeitsdauer des zugehörigen Passes oder Passersatzpapiers,

12. Anmerkungen,12. Anmerkungen,

13. Unterschrift,13. Unterschrift,

14. Seriennummer,14. Seriennummer,

15. Staatsangehörigkeit,15. Staatsangehörigkeit,

16. Geschlecht mit der Abkürzung „F” für Personen weiblichen Geschlechts, „M“ für16. Geschlecht mit der Abkürzung „F” für Personen weiblichen Geschlechts, „M“ für

Personen männlichen Geschlechts und „X“ in allen anderen Fällen,Personen männlichen Geschlechts und „X“ in allen anderen Fällen,

17. Größe und Augenfarbe,17. Größe und Augenfarbe,

18. Zugangsnummer.18. Zugangsnummer.

Dokumente nach Satz 1 können unter den Voraussetzungen des § 48 Absatz 2 oderDokumente nach Satz 1 können unter den Voraussetzungen des § 48 Absatz 2 oder

4 als Ausweisersatz bezeichnet und mit dem Hinweis versehen werden, dass die4 als Ausweisersatz bezeichnet und mit dem Hinweis versehen werden, dass die

Personalien auf den Angaben des Inhabers beruhen. Die Unterschrift durch denPersonalien auf den Angaben des Inhabers beruhen. Die Unterschrift durch den

Antragsteller nach Satz 3 Nummer 13 ist zu leisten, wenn er zum Zeitpunkt derAntragsteller nach Satz 3 Nummer 13 ist zu leisten, wenn er zum Zeitpunkt der

Beantragung des Dokuments zehn Jahre oder älter ist. Auf Antrag könnenBeantragung des Dokuments zehn Jahre oder älter ist. Auf Antrag können

Dokumente nach den Sätzen 1 und 2 bei einer Änderung des Geschlechts nach §Dokumente nach den Sätzen 1 und 2 bei einer Änderung des Geschlechts nach §

45b des Personenstandsgesetzes mit der Angabe des vorherigen Geschlechts45b des Personenstandsgesetzes mit der Angabe des vorherigen Geschlechts

ausgestellt werden, wenn die vorherige Angabe männlich oder weiblich war. Dieserausgestellt werden, wenn die vorherige Angabe männlich oder weiblich war. Dieser

abweichenden Angabe kommt keine weitere Rechtswirkung zu.abweichenden Angabe kommt keine weitere Rechtswirkung zu.

(2) Dokumente mit elektronischem Speicher- und Verarbeitungsmedium nach(2) Dokumente mit elektronischem Speicher- und Verarbeitungsmedium nach

Absatz 1 enthalten eine Zone für das automatische Lesen. Diese darf lediglich dieAbsatz 1 enthalten eine Zone für das automatische Lesen. Diese darf lediglich die



folgenden sichtbar aufgedruckten Angaben enthalten:folgenden sichtbar aufgedruckten Angaben enthalten:

1. die Abkürzungen1. die Abkürzungen

a) „AR“ für den Aufenthaltstiteltyp nach § 4 Absatz 1 Nummer 2 bis 4,a) „AR“ für den Aufenthaltstiteltyp nach § 4 Absatz 1 Nummer 2 bis 4,

b) „AS“ für den Aufenthaltstiteltyp nach § 28 Satz 2 der Aufenthaltsverordnung,b) „AS“ für den Aufenthaltstiteltyp nach § 28 Satz 2 der Aufenthaltsverordnung,

2. die Abkürzung „D“ für Bundesrepublik Deutschland,2. die Abkürzung „D“ für Bundesrepublik Deutschland,

3. die Seriennummer des Aufenthaltstitels, die sich aus der Behördenkennzahl der3. die Seriennummer des Aufenthaltstitels, die sich aus der Behördenkennzahl der

Ausländerbehörde und einer zufällig zu vergebenden AufenthaltstitelnummerAusländerbehörde und einer zufällig zu vergebenden Aufenthaltstitelnummer

zusammensetzt und die neben Ziffern auch Buchstaben enthalten kann,zusammensetzt und die neben Ziffern auch Buchstaben enthalten kann,

4. das Geburtsdatum,4. das Geburtsdatum,

5. die Abkürzung „F“ für Personen weiblichen Geschlechts, „M“ für Personen5. die Abkürzung „F“ für Personen weiblichen Geschlechts, „M“ für Personen

männlichen Geschlechts und das Zeichen „<“ in allen anderen Fällen,männlichen Geschlechts und das Zeichen „<“ in allen anderen Fällen,

6. die Gültigkeitsdauer des Aufenthaltstitels oder im Falle eines unbefristeten6. die Gültigkeitsdauer des Aufenthaltstitels oder im Falle eines unbefristeten

Aufenthaltsrechts die technische Kartennutzungsdauer,Aufenthaltsrechts die technische Kartennutzungsdauer,

7. die Abkürzung der Staatsangehörigkeit,7. die Abkürzung der Staatsangehörigkeit,

8. den Namen,8. den Namen,

9. den oder die Vornamen,9. den oder die Vornamen,

9a. die Versionsnummer des Dokumentenmusters,9a. die Versionsnummer des Dokumentenmusters,

10. die Prüfziffern und10. die Prüfziffern und

11. Leerstellen.11. Leerstellen.

Die Seriennummer und die Prüfziffern dürfen keine Daten über den Inhaber oderDie Seriennummer und die Prüfziffern dürfen keine Daten über den Inhaber oder

Hinweise auf solche Daten enthalten. Jedes Dokument erhält eine neueHinweise auf solche Daten enthalten. Jedes Dokument erhält eine neue

Seriennummer.Seriennummer.

(3) Das in dem Dokument nach Absatz 1 enthaltene elektronische Speicher- und(3) Das in dem Dokument nach Absatz 1 enthaltene elektronische Speicher- und

Verarbeitungsmedium enthält folgende Daten:Verarbeitungsmedium enthält folgende Daten:

1. die Daten nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 bis 5 sowie den im amtlichen1. die Daten nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 bis 5 sowie den im amtlichen

Gemeindeverzeichnis verwendeten eindeutigen Gemeindeschlüssel,Gemeindeverzeichnis verwendeten eindeutigen Gemeindeschlüssel,

2. die Daten der Zone für das automatische Lesen nach Absatz 2 Satz 2,2. die Daten der Zone für das automatische Lesen nach Absatz 2 Satz 2,

3. Nebenbestimmungen,3. Nebenbestimmungen,

4. zwei Fingerabdrücke, die Bezeichnung der erfassten Finger sowie die Angaben4. zwei Fingerabdrücke, die Bezeichnung der erfassten Finger sowie die Angaben

zur Qualität der Abdrücke sowiezur Qualität der Abdrücke sowie



5. den Geburtsnamen.5. den Geburtsnamen.

Die gespeicherten Daten sind durch geeignete technische und organisatorischeDie gespeicherten Daten sind durch geeignete technische und organisatorische

Maßnahmen nach den Artikeln 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 gegenMaßnahmen nach den Artikeln 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 gegen

unbefugtes Verändern, Löschen und Auslesen zu sichern. Die Erfassung vonunbefugtes Verändern, Löschen und Auslesen zu sichern. Die Erfassung von

Fingerabdrücken erfolgt ab Vollendung des sechsten Lebensjahres.Fingerabdrücken erfolgt ab Vollendung des sechsten Lebensjahres.

(4) Das elektronische Speicher- und Verarbeitungsmedium eines Dokuments nach(4) Das elektronische Speicher- und Verarbeitungsmedium eines Dokuments nach

Absatz 1 kann ausgestaltet werden als qualifizierte elektronischeAbsatz 1 kann ausgestaltet werden als qualifizierte elektronische

Signaturerstellungseinheit nach Artikel 3 Nummer 23 der Verordnung (EU) Nr.Signaturerstellungseinheit nach Artikel 3 Nummer 23 der Verordnung (EU) Nr.

910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über

elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionenelektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen

im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABl. L 257 vomim Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABl. L 257 vom

28.8.2014, S. 73). Die Zertifizierung nach Artikel 30 der Verordnung (EU) Nr.28.8.2014, S. 73). Die Zertifizierung nach Artikel 30 der Verordnung (EU) Nr.

910/2014 erfolgt durch das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik.910/2014 erfolgt durch das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik.

Die Vorschriften des Vertrauensdienstegesetzes bleiben unberührt.Die Vorschriften des Vertrauensdienstegesetzes bleiben unberührt.

(5) Das elektronische Speicher- und Verarbeitungsmedium eines Dokuments nach(5) Das elektronische Speicher- und Verarbeitungsmedium eines Dokuments nach

Absatz 1 kann auch für die Zusatzfunktion eines elektronischenAbsatz 1 kann auch für die Zusatzfunktion eines elektronischen

Identitätsnachweises genutzt werden. Insoweit sind § 2 Absatz 3 bis 7, 10 und 12,Identitätsnachweises genutzt werden. Insoweit sind § 2 Absatz 3 bis 7, 10 und 12,

§ 4 Absatz 3, § 7 Absatz 4 und 5, § 10 Absatz 1, 2 Satz 1, Absatz 3 bis 5, 6 Satz 1,§ 4 Absatz 3, § 7 Absatz 4 und 5, § 10 Absatz 1, 2 Satz 1, Absatz 3 bis 5, 6 Satz 1,

Absatz 7, 8 Satz 1 und Absatz 9, § 11 Absatz 1 bis 5 und 7, § 12 Absatz 2 Satz 2,Absatz 7, 8 Satz 1 und Absatz 9, § 11 Absatz 1 bis 5 und 7, § 12 Absatz 2 Satz 2,

die §§ 13, 16, 18, 18a, 19 Absatz 1 und 3 bis 6, die §§ 19a, 20 Absatz 2 und 3, diedie §§ 13, 16, 18, 18a, 19 Absatz 1 und 3 bis 6, die §§ 19a, 20 Absatz 2 und 3, die

§§ 21, 21a, 21b, 27 Absatz 2 und 3, § 32 Absatz 1 Nummer 5 und 6 mit Ausnahme§§ 21, 21a, 21b, 27 Absatz 2 und 3, § 32 Absatz 1 Nummer 5 und 6 mit Ausnahme

des dort angeführten § 19 Absatz 2, Nummer 6a bis 8, Absatz 2 und 3 sowie § 33des dort angeführten § 19 Absatz 2, Nummer 6a bis 8, Absatz 2 und 3 sowie § 33

Nummer 1, 2 und 4 des Personalausweisgesetzes mit der Maßgabe entsprechendNummer 1, 2 und 4 des Personalausweisgesetzes mit der Maßgabe entsprechend

anzuwenden, dass die Ausländerbehörde an die Stelle deranzuwenden, dass die Ausländerbehörde an die Stelle der

Personalausweisbehörde tritt. Neben den in § 18 Absatz 3 Satz 2 desPersonalausweisbehörde tritt. Neben den in § 18 Absatz 3 Satz 2 des

Personalausweisgesetzes aufgeführten Daten können im Rahmen desPersonalausweisgesetzes aufgeführten Daten können im Rahmen des

elektronischen Identitätsnachweises unter den Voraussetzungen des § 18 Absatz 4elektronischen Identitätsnachweises unter den Voraussetzungen des § 18 Absatz 4

des Personalausweisgesetzes auch die nach Absatz 3 Nummer 3 gespeichertendes Personalausweisgesetzes auch die nach Absatz 3 Nummer 3 gespeicherten

Nebenbestimmungen sowie die Abkürzung der Staatsangehörigkeit übermitteltNebenbestimmungen sowie die Abkürzung der Staatsangehörigkeit übermittelt

werden. Für das Sperrkennwort und die Sperrmerkmale gilt Absatz 2 Satz 3werden. Für das Sperrkennwort und die Sperrmerkmale gilt Absatz 2 Satz 3

entsprechend.entsprechend.

(6) Die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten oder zur hoheitlichen(6) Die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten oder zur hoheitlichen

Identitätsfeststellung befugten Behörden dürfen die in der Zone für dasIdentitätsfeststellung befugten Behörden dürfen die in der Zone für das

automatische Lesen enthaltenen Daten zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgabenautomatische Lesen enthaltenen Daten zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben

verarbeiten.verarbeiten.

(7) Öffentliche Stellen dürfen die im elektronischen Speicher- und(7) Öffentliche Stellen dürfen die im elektronischen Speicher- und



Verarbeitungsmedium eines Dokuments nach Absatz 1 gespeicherten Daten mitVerarbeitungsmedium eines Dokuments nach Absatz 1 gespeicherten Daten mit

Ausnahme der biometrischen Daten verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung ihrerAusnahme der biometrischen Daten verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung ihrer

jeweiligen gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist. Die im elektronischen Speicher-jeweiligen gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist. Die im elektronischen Speicher-

und Verarbeitungsmedium gespeicherte Anschrift und die nach Absatz 1 Satz 3und Verarbeitungsmedium gespeicherte Anschrift und die nach Absatz 1 Satz 3

Nummer 5 aufzubringende Anschrift dürfen durch die Ausländerbehörden sowieNummer 5 aufzubringende Anschrift dürfen durch die Ausländerbehörden sowie

durch andere durch Landesrecht bestimmte Behörden geändert werden.durch andere durch Landesrecht bestimmte Behörden geändert werden.

(8) Die durch technische Mittel vorgenommene Verarbeitung personenbezogener(8) Die durch technische Mittel vorgenommene Verarbeitung personenbezogener

Daten aus Dokumenten nach Absatz 1 darf nur im Wege des elektronischenDaten aus Dokumenten nach Absatz 1 darf nur im Wege des elektronischen

Identitätsnachweises nach Absatz 5 erfolgen, soweit nicht durch Gesetz etwasIdentitätsnachweises nach Absatz 5 erfolgen, soweit nicht durch Gesetz etwas

anderes bestimmt ist. Gleiches gilt für die Verarbeitung personenbezogener Datenanderes bestimmt ist. Gleiches gilt für die Verarbeitung personenbezogener Daten

mit Hilfe eines Dokuments nach Absatz 1.mit Hilfe eines Dokuments nach Absatz 1.

§ 78a Vordrucke für Aufenthaltstitel in Ausnahmefällen, Ausweisersatz und§ 78a Vordrucke für Aufenthaltstitel in Ausnahmefällen, Ausweisersatz und

BescheinigungenBescheinigungen

(1) Aufenthaltstitel nach § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 bis 4 können abweichend(1) Aufenthaltstitel nach § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 bis 4 können abweichend

von § 78 nach einem einheitlichen Vordruckmuster ausgestellt werden, wennvon § 78 nach einem einheitlichen Vordruckmuster ausgestellt werden, wenn

1. der Aufenthaltstitel zum Zwecke der Verlängerung der Aufenthaltsdauer um1. der Aufenthaltstitel zum Zwecke der Verlängerung der Aufenthaltsdauer um

einen Monat erteilt werden soll odereinen Monat erteilt werden soll oder

2. die Ausstellung zur Vermeidung außergewöhnlicher Härten geboten ist.2. die Ausstellung zur Vermeidung außergewöhnlicher Härten geboten ist.

Das Vordruckmuster enthält folgende Angaben:Das Vordruckmuster enthält folgende Angaben:

1. Name und Vornamen des Inhabers,1. Name und Vornamen des Inhabers,

2. Gültigkeitsdauer,2. Gültigkeitsdauer,

3. Ausstellungsort und -datum,3. Ausstellungsort und -datum,

4. Art des Aufenthaltstitels oder Aufenthaltsrechts,4. Art des Aufenthaltstitels oder Aufenthaltsrechts,

5. Ausstellungsbehörde,5. Ausstellungsbehörde,

6. Seriennummer des zugehörigen Passes oder Passersatzpapiers,6. Seriennummer des zugehörigen Passes oder Passersatzpapiers,

7. Anmerkungen,7. Anmerkungen,

8. Lichtbild.8. Lichtbild.

Auf dem Vordruckmuster ist kenntlich zu machen, dass es sich um eine AusstellungAuf dem Vordruckmuster ist kenntlich zu machen, dass es sich um eine Ausstellung

im Ausnahmefall handelt.im Ausnahmefall handelt.

(2) Vordrucke nach Absatz 1 Satz 1 enthalten eine Zone für das automatische(2) Vordrucke nach Absatz 1 Satz 1 enthalten eine Zone für das automatische

Lesen mit folgenden Angaben:Lesen mit folgenden Angaben:

1. Name und Vornamen,1. Name und Vornamen,

2. Geburtsdatum,2. Geburtsdatum,

3. Geschlecht mit der Abkürzung „F“ für Personen weiblichen Geschlechts, „M“ für3. Geschlecht mit der Abkürzung „F“ für Personen weiblichen Geschlechts, „M“ für



Personen männlichen Geschlechts und das Zeichen „<“ in allen anderen Fällen,Personen männlichen Geschlechts und das Zeichen „<“ in allen anderen Fällen,

4. Staatsangehörigkeit,4. Staatsangehörigkeit,

5. Art des Aufenthaltstitels,5. Art des Aufenthaltstitels,

6. Seriennummer des Vordrucks,6. Seriennummer des Vordrucks,

7. ausstellender Staat,7. ausstellender Staat,

8. Gültigkeitsdauer,8. Gültigkeitsdauer,

9. Prüfziffern,9. Prüfziffern,

10. Leerstellen.10. Leerstellen.

Auf Antrag kann in der Zone für das automatische Lesen bei einer Änderung desAuf Antrag kann in der Zone für das automatische Lesen bei einer Änderung des

Geschlechts nach § 45b des Personenstandsgesetzes die Angabe des vorherigenGeschlechts nach § 45b des Personenstandsgesetzes die Angabe des vorherigen

Geschlechts aufgenommen werden, wenn die vorherige Angabe männlich oderGeschlechts aufgenommen werden, wenn die vorherige Angabe männlich oder

weiblich war. Dieser abweichenden Angabe kommt keine weitere Rechtswirkung zu.weiblich war. Dieser abweichenden Angabe kommt keine weitere Rechtswirkung zu.

(3) Öffentliche Stellen können die in der Zone für das automatische Lesen nach(3) Öffentliche Stellen können die in der Zone für das automatische Lesen nach

Absatz 2 enthaltenen Daten zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben verarbeiten.Absatz 2 enthaltenen Daten zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben verarbeiten.

(4) Das Vordruckmuster für den Ausweisersatz enthält eine Seriennummer und eine(4) Das Vordruckmuster für den Ausweisersatz enthält eine Seriennummer und eine

Zone für das automatische Lesen. In dem Vordruckmuster können neben derZone für das automatische Lesen. In dem Vordruckmuster können neben der

Bezeichnung von Ausstellungsbehörde, Ausstellungsort und -datum,Bezeichnung von Ausstellungsbehörde, Ausstellungsort und -datum,

Gültigkeitszeitraum oder -dauer, Name und Vornamen des Inhabers,Gültigkeitszeitraum oder -dauer, Name und Vornamen des Inhabers,

Aufenthaltsstatus sowie Nebenbestimmungen folgende Angaben über die PersonAufenthaltsstatus sowie Nebenbestimmungen folgende Angaben über die Person

des Inhabers vorgesehen sein:des Inhabers vorgesehen sein:

1. Geburtsdatum und Geburtsort,1. Geburtsdatum und Geburtsort,

2. Staatsangehörigkeit,2. Staatsangehörigkeit,

3. Geschlecht mit der Abkürzung „F“ für Personen weiblichen Geschlechts, „M“ für3. Geschlecht mit der Abkürzung „F“ für Personen weiblichen Geschlechts, „M“ für

Personen männlichen Geschlechts und „X“ in allen anderen Fällen,Personen männlichen Geschlechts und „X“ in allen anderen Fällen,

4. Größe,4. Größe,

5. Farbe der Augen,5. Farbe der Augen,

6. Anschrift,6. Anschrift,

7. Lichtbild,7. Lichtbild,

8. eigenhändige Unterschrift,8. eigenhändige Unterschrift,

9. zwei Fingerabdrücke,9. zwei Fingerabdrücke,

10. Hinweis, dass die Personalangaben auf den Angaben des Ausländers beruhen.10. Hinweis, dass die Personalangaben auf den Angaben des Ausländers beruhen.

Sofern Fingerabdrücke nach Satz 2 Nummer 9 erfasst werden, müssen diese in mitSofern Fingerabdrücke nach Satz 2 Nummer 9 erfasst werden, müssen diese in mit

Sicherheitsverfahren verschlüsselter Form nach Maßgabe der Artikel 24, 25 und 32Sicherheitsverfahren verschlüsselter Form nach Maßgabe der Artikel 24, 25 und 32

der Verordnung (EU) 2016/679 auf einem elektronischen Speicher- undder Verordnung (EU) 2016/679 auf einem elektronischen Speicher- und

Verarbeitungsmedium in den Ausweisersatz eingebracht werden. Das Gleiche gilt,Verarbeitungsmedium in den Ausweisersatz eingebracht werden. Das Gleiche gilt,

sofern Lichtbilder in elektronischer Form eingebracht werden. Die Absätze 2 und 3sofern Lichtbilder in elektronischer Form eingebracht werden. Die Absätze 2 und 3



gelten entsprechend. § 78 Absatz 1 Satz 4 bleibt unberührt.gelten entsprechend. § 78 Absatz 1 Satz 4 bleibt unberührt.

(5) Die Bescheinigungen nach § 60a Absatz 4 und § 81 Absatz 5 werden nach(5) Die Bescheinigungen nach § 60a Absatz 4 und § 81 Absatz 5 werden nach

einheitlichem Vordruckmuster ausgestellt, das eine Seriennummer sowie die AZR-einheitlichem Vordruckmuster ausgestellt, das eine Seriennummer sowie die AZR-

Nummer enthält und mit einer Zone für das automatische Lesen versehen seinNummer enthält und mit einer Zone für das automatische Lesen versehen sein

kann. Die Bescheinigung darf neben der Erlaubnis nach § 81 Absatz 5a im Übrigenkann. Die Bescheinigung darf neben der Erlaubnis nach § 81 Absatz 5a im Übrigen

nur die in Absatz 4 bezeichneten Daten enthalten sowie den Hinweis, dass dernur die in Absatz 4 bezeichneten Daten enthalten sowie den Hinweis, dass der

Ausländer mit ihr nicht der Passpflicht genügt. Die Absätze 2 und 3 geltenAusländer mit ihr nicht der Passpflicht genügt. Die Absätze 2 und 3 gelten

entsprechend.entsprechend.

§ 79 Entscheidung über den Aufenthalt§ 79 Entscheidung über den Aufenthalt

(1) Über den Aufenthalt von Ausländern wird auf der Grundlage der im(1) Über den Aufenthalt von Ausländern wird auf der Grundlage der im

Bundesgebiet bekannten Umstände und zugänglichen Erkenntnisse entschieden.Bundesgebiet bekannten Umstände und zugänglichen Erkenntnisse entschieden.

Über das Vorliegen der Voraussetzungen des § 60 Absatz 5 und 7 entscheidet dieÜber das Vorliegen der Voraussetzungen des § 60 Absatz 5 und 7 entscheidet die

Ausländerbehörde auf der Grundlage der ihr vorliegenden und im BundesgebietAusländerbehörde auf der Grundlage der ihr vorliegenden und im Bundesgebiet

zugänglichen Erkenntnisse und, soweit es im Einzelfall erforderlich ist, der denzugänglichen Erkenntnisse und, soweit es im Einzelfall erforderlich ist, der den

Behörden des Bundes außerhalb des Bundesgebiets zugänglichen Erkenntnisse.Behörden des Bundes außerhalb des Bundesgebiets zugänglichen Erkenntnisse.

(2) Beantragt ein Ausländer, gegen den wegen des Verdachts einer Straftat oder(2) Beantragt ein Ausländer, gegen den wegen des Verdachts einer Straftat oder

einer Ordnungswidrigkeit ermittelt wird, die Erteilung oder Verlängerung eineseiner Ordnungswidrigkeit ermittelt wird, die Erteilung oder Verlängerung eines

Aufenthaltstitels, ist die Entscheidung über den Aufenthaltstitel bis zum AbschlussAufenthaltstitels, ist die Entscheidung über den Aufenthaltstitel bis zum Abschluss

des Verfahrens, im Falle einer gerichtlichen Entscheidung bis zu deren Rechtskraftdes Verfahrens, im Falle einer gerichtlichen Entscheidung bis zu deren Rechtskraft

auszusetzen, es sei denn, über den Aufenthaltstitel kann ohne Rücksicht auf denauszusetzen, es sei denn, über den Aufenthaltstitel kann ohne Rücksicht auf den

Ausgang des Verfahrens entschieden werden.Ausgang des Verfahrens entschieden werden.

(3) Wird ein Aufenthaltstitel gemäß § 36a Absatz 1 zum Zwecke des(3) Wird ein Aufenthaltstitel gemäß § 36a Absatz 1 zum Zwecke des

Familiennachzugs zu einem Ausländer beantragt,Familiennachzugs zu einem Ausländer beantragt,

1. gegen den ein Strafverfahren oder behördliches Verfahren wegen einer der in §1. gegen den ein Strafverfahren oder behördliches Verfahren wegen einer der in §

27 Absatz 3a genannten Tatbestände eingeleitet wurde,27 Absatz 3a genannten Tatbestände eingeleitet wurde,

2. gegen den ein Strafverfahren wegen einer oder mehrerer der in § 36a Absatz 32. gegen den ein Strafverfahren wegen einer oder mehrerer der in § 36a Absatz 3

Nummer 2 genannten Straftaten eingeleitet wurde, oderNummer 2 genannten Straftaten eingeleitet wurde, oder

3. bei dem ein Widerrufsverfahren nach § 73b Absatz 1 Satz 1 des Asylgesetzes3. bei dem ein Widerrufsverfahren nach § 73b Absatz 1 Satz 1 des Asylgesetzes

oder ein Rücknahmeverfahren nach § 73b Absatz 3 des Asylgesetzes eingeleitetoder ein Rücknahmeverfahren nach § 73b Absatz 3 des Asylgesetzes eingeleitet

wurde,wurde,

ist die Entscheidung über die Erteilung des Aufenthaltstitels gemäß § 36a Absatz 1ist die Entscheidung über die Erteilung des Aufenthaltstitels gemäß § 36a Absatz 1

bis zum Abschluss des jeweiligen Verfahrens, im Falle einer gerichtlichenbis zum Abschluss des jeweiligen Verfahrens, im Falle einer gerichtlichen

Entscheidung bis zu ihrer Rechtskraft, auszusetzen, es sei denn, über denEntscheidung bis zu ihrer Rechtskraft, auszusetzen, es sei denn, über den

Aufenthaltstitel gemäß § 36a Absatz 1 kann ohne Rücksicht auf den Ausgang desAufenthaltstitel gemäß § 36a Absatz 1 kann ohne Rücksicht auf den Ausgang des



Verfahrens entschieden werden. Im Fall von Satz 1 Nummer 3 ist bei einemVerfahrens entschieden werden. Im Fall von Satz 1 Nummer 3 ist bei einem

Widerruf oder einer Rücknahme der Zuerkennung des subsidiären Schutzes aufWiderruf oder einer Rücknahme der Zuerkennung des subsidiären Schutzes auf

das Verfahren zur Entscheidung über den Widerruf des Aufenthaltstitels desdas Verfahren zur Entscheidung über den Widerruf des Aufenthaltstitels des

Ausländers nach § 52 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 abzustellen.Ausländers nach § 52 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 abzustellen.

(4) Beantragt ein Ausländer, gegen den wegen des Verdachts einer Straftat(4) Beantragt ein Ausländer, gegen den wegen des Verdachts einer Straftat

ermittelt wird, die Erteilung oder Verlängerung einer Beschäftigungsduldung, ist dieermittelt wird, die Erteilung oder Verlängerung einer Beschäftigungsduldung, ist die

Entscheidung über die Beschäftigungsduldung bis zum Abschluss des Verfahrens,Entscheidung über die Beschäftigungsduldung bis zum Abschluss des Verfahrens,

im Falle einer gerichtlichen Entscheidung bis zu deren Rechtskraft, auszusetzen,im Falle einer gerichtlichen Entscheidung bis zu deren Rechtskraft, auszusetzen,

es sei denn, über die Beschäftigungsduldung kann ohne Rücksicht auf denes sei denn, über die Beschäftigungsduldung kann ohne Rücksicht auf den

Ausgang des Verfahrens entschieden werden.Ausgang des Verfahrens entschieden werden.

(5) Beantragt ein Ausländer, gegen den wegen einer Straftat öffentliche Klage(5) Beantragt ein Ausländer, gegen den wegen einer Straftat öffentliche Klage

erhoben wurde, die Erteilung einer Ausbildungsduldung, ist die Entscheidung übererhoben wurde, die Erteilung einer Ausbildungsduldung, ist die Entscheidung über

die Ausbildungsduldung bis zum Abschluss des Verfahrens, im Falle einerdie Ausbildungsduldung bis zum Abschluss des Verfahrens, im Falle einer

gerichtlichen Entscheidung bis zu deren Rechtskraft, auszusetzen, es sei denn,gerichtlichen Entscheidung bis zu deren Rechtskraft, auszusetzen, es sei denn,

über die Ausbildungsduldung kann ohne Rücksicht auf den Ausgang desüber die Ausbildungsduldung kann ohne Rücksicht auf den Ausgang des

Verfahrens entschieden werden.Verfahrens entschieden werden.

§ 80 Handlungsfähigkeit§ 80 Handlungsfähigkeit

(1) Fähig zur Vornahme von Verfahrenshandlungen nach diesem Gesetz ist ein(1) Fähig zur Vornahme von Verfahrenshandlungen nach diesem Gesetz ist ein

Ausländer, der volljährig ist, sofern er nicht nach Maßgabe des BürgerlichenAusländer, der volljährig ist, sofern er nicht nach Maßgabe des Bürgerlichen

Gesetzbuchs geschäftsunfähig oder in dieser Angelegenheit zu betreuen und einemGesetzbuchs geschäftsunfähig oder in dieser Angelegenheit zu betreuen und einem

Einwilligungsvorbehalt zu unterstellen wäre.Einwilligungsvorbehalt zu unterstellen wäre.

(2) Die mangelnde Handlungsfähigkeit eines Minderjährigen steht seiner(2) Die mangelnde Handlungsfähigkeit eines Minderjährigen steht seiner

Zurückweisung und Zurückschiebung nicht entgegen. Das Gleiche gilt für dieZurückweisung und Zurückschiebung nicht entgegen. Das Gleiche gilt für die

Androhung und Durchführung der Abschiebung in den Herkunftsstaat, wenn sichAndrohung und Durchführung der Abschiebung in den Herkunftsstaat, wenn sich

sein gesetzlicher Vertreter nicht im Bundesgebiet aufhält oder dessensein gesetzlicher Vertreter nicht im Bundesgebiet aufhält oder dessen

Aufenthaltsort im Bundesgebiet unbekannt ist.Aufenthaltsort im Bundesgebiet unbekannt ist.

(3) Bei der Anwendung dieses Gesetzes sind die Vorschriften des Bürgerlichen(3) Bei der Anwendung dieses Gesetzes sind die Vorschriften des Bürgerlichen

Gesetzbuchs dafür maßgebend, ob ein Ausländer als minderjährig oder volljährigGesetzbuchs dafür maßgebend, ob ein Ausländer als minderjährig oder volljährig

anzusehen ist. Die Geschäftsfähigkeit und die sonstige rechtlicheanzusehen ist. Die Geschäftsfähigkeit und die sonstige rechtliche

Handlungsfähigkeit eines nach dem Recht seines Heimatstaates volljährigenHandlungsfähigkeit eines nach dem Recht seines Heimatstaates volljährigen

Ausländers bleiben davon unberührt.Ausländers bleiben davon unberührt.

(4) Die gesetzlichen Vertreter eines Ausländers, der minderjährig ist, und sonstige(4) Die gesetzlichen Vertreter eines Ausländers, der minderjährig ist, und sonstige

Personen, die an Stelle der gesetzlichen Vertreter den Ausländer im BundesgebietPersonen, die an Stelle der gesetzlichen Vertreter den Ausländer im Bundesgebiet

betreuen, sind verpflichtet, für den Ausländer die erforderlichen Anträge aufbetreuen, sind verpflichtet, für den Ausländer die erforderlichen Anträge auf

Erteilung und Verlängerung des Aufenthaltstitels und auf Erteilung undErteilung und Verlängerung des Aufenthaltstitels und auf Erteilung und



Verlängerung des Passes, des Passersatzes und des Ausweisersatzes zu stellen.Verlängerung des Passes, des Passersatzes und des Ausweisersatzes zu stellen.

(5) Sofern der Ausländer das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, müssen die(5) Sofern der Ausländer das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, müssen die

zur Personensorge berechtigten Personen einem geplanten Aufenthalt nach Kapitelzur Personensorge berechtigten Personen einem geplanten Aufenthalt nach Kapitel

2 Abschnitt 3 und 4 zustimmen.2 Abschnitt 3 und 4 zustimmen.

§ 81 Beantragung des Aufenthaltstitels§ 81 Beantragung des Aufenthaltstitels

(1) Ein Aufenthaltstitel wird einem Ausländer nur auf seinen Antrag erteilt, soweit(1) Ein Aufenthaltstitel wird einem Ausländer nur auf seinen Antrag erteilt, soweit

nichts anderes bestimmt ist.nichts anderes bestimmt ist.

(2) Ein Aufenthaltstitel, der nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 99 Abs. 1(2) Ein Aufenthaltstitel, der nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 99 Abs. 1

Nr. 2 nach der Einreise eingeholt werden kann, ist unverzüglich nach der EinreiseNr. 2 nach der Einreise eingeholt werden kann, ist unverzüglich nach der Einreise

oder innerhalb der in der Rechtsverordnung bestimmten Frist zu beantragen. Füroder innerhalb der in der Rechtsverordnung bestimmten Frist zu beantragen. Für

ein im Bundesgebiet geborenes Kind, dem nicht von Amts wegen einein im Bundesgebiet geborenes Kind, dem nicht von Amts wegen ein

Aufenthaltstitel zu erteilen ist, ist der Antrag innerhalb von sechs Monaten nach derAufenthaltstitel zu erteilen ist, ist der Antrag innerhalb von sechs Monaten nach der

Geburt zu stellen.Geburt zu stellen.

(3) Beantragt ein Ausländer, der sich rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält, ohne(3) Beantragt ein Ausländer, der sich rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält, ohne

einen Aufenthaltstitel zu besitzen, die Erteilung eines Aufenthaltstitels, gilt seineinen Aufenthaltstitel zu besitzen, die Erteilung eines Aufenthaltstitels, gilt sein

Aufenthalt bis zur Entscheidung der Ausländerbehörde als erlaubt. Wird der AntragAufenthalt bis zur Entscheidung der Ausländerbehörde als erlaubt. Wird der Antrag

verspätet gestellt, gilt ab dem Zeitpunkt der Antragstellung bis zur Entscheidungverspätet gestellt, gilt ab dem Zeitpunkt der Antragstellung bis zur Entscheidung

der Ausländerbehörde die Abschiebung als ausgesetzt.der Ausländerbehörde die Abschiebung als ausgesetzt.

(4) Beantragt ein Ausländer vor Ablauf seines Aufenthaltstitels dessen(4) Beantragt ein Ausländer vor Ablauf seines Aufenthaltstitels dessen

Verlängerung oder die Erteilung eines anderen Aufenthaltstitels, gilt der bisherigeVerlängerung oder die Erteilung eines anderen Aufenthaltstitels, gilt der bisherige

Aufenthaltstitel vom Zeitpunkt seines Ablaufs bis zur Entscheidung derAufenthaltstitel vom Zeitpunkt seines Ablaufs bis zur Entscheidung der

Ausländerbehörde als fortbestehend. Dies gilt nicht für ein Visum nach § 6 AbsatzAusländerbehörde als fortbestehend. Dies gilt nicht für ein Visum nach § 6 Absatz

1. Wurde der Antrag auf Erteilung oder Verlängerung eines Aufenthaltstitels1. Wurde der Antrag auf Erteilung oder Verlängerung eines Aufenthaltstitels

verspätet gestellt, kann die Ausländerbehörde zur Vermeidung einer unbilligenverspätet gestellt, kann die Ausländerbehörde zur Vermeidung einer unbilligen

Härte die Fortgeltungswirkung anordnen.Härte die Fortgeltungswirkung anordnen.

(5) Dem Ausländer ist eine Bescheinigung über die Wirkung seiner Antragstellung(5) Dem Ausländer ist eine Bescheinigung über die Wirkung seiner Antragstellung

(Fiktionsbescheinigung) auszustellen.(Fiktionsbescheinigung) auszustellen.

(5a) In den Fällen der Absätze 3 und 4 gilt die in dem künftigen Aufenthaltstitel für(5a) In den Fällen der Absätze 3 und 4 gilt die in dem künftigen Aufenthaltstitel für

einen Aufenthalt nach Kapitel 2 Abschnitt 3 und 4 beschriebene Erwerbstätigkeit abeinen Aufenthalt nach Kapitel 2 Abschnitt 3 und 4 beschriebene Erwerbstätigkeit ab

Veranlassung der Ausstellung bis zur Ausgabe des Dokuments nach § 78 Absatz 1Veranlassung der Ausstellung bis zur Ausgabe des Dokuments nach § 78 Absatz 1

Satz 1 als erlaubt. Die Erlaubnis zur Erwerbstätigkeit nach Satz 1 ist in dieSatz 1 als erlaubt. Die Erlaubnis zur Erwerbstätigkeit nach Satz 1 ist in die

Bescheinigung nach Absatz 5 aufzunehmen.Bescheinigung nach Absatz 5 aufzunehmen.

(6) Wenn der Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis zum Familiennachzug(6) Wenn der Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis zum Familiennachzug

zu einem Inhaber einer ICT-Karte oder einer Mobiler-ICT-Karte gleichzeitig mit demzu einem Inhaber einer ICT-Karte oder einer Mobiler-ICT-Karte gleichzeitig mit dem



Antrag auf Erteilung einer ICT-Karte oder einer Mobiler-ICT-Karte gestellt wird, soAntrag auf Erteilung einer ICT-Karte oder einer Mobiler-ICT-Karte gestellt wird, so

wird über den Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis zum Zweck deswird über den Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des

Familiennachzugs gleichzeitig mit dem Antrag auf Erteilung einer ICT-Karte oderFamiliennachzugs gleichzeitig mit dem Antrag auf Erteilung einer ICT-Karte oder

einer Mobiler-ICT-Karte entschieden.einer Mobiler-ICT-Karte entschieden.

§ 81a Beschleunigtes Fachkräfteverfahren§ 81a Beschleunigtes Fachkräfteverfahren

(1) Arbeitgeber können bei der zuständigen Ausländerbehörde in Vollmacht des(1) Arbeitgeber können bei der zuständigen Ausländerbehörde in Vollmacht des

Ausländers, der zu einem Aufenthaltszweck nach den §§ 16a, 16d, 18a, 18b undAusländers, der zu einem Aufenthaltszweck nach den §§ 16a, 16d, 18a, 18b und

18c Absatz 3 einreisen will, ein beschleunigtes Fachkräfteverfahren beantragen.18c Absatz 3 einreisen will, ein beschleunigtes Fachkräfteverfahren beantragen.

(2) Arbeitgeber und zuständige Ausländerbehörde schließen dazu eine(2) Arbeitgeber und zuständige Ausländerbehörde schließen dazu eine

Vereinbarung, die insbesondere umfasstVereinbarung, die insbesondere umfasst

1. Kontaktdaten des Ausländers, des Arbeitgebers und der Behörde,1. Kontaktdaten des Ausländers, des Arbeitgebers und der Behörde,

2. Bevollmächtigung des Arbeitgebers durch den Ausländer,2. Bevollmächtigung des Arbeitgebers durch den Ausländer,

3. Bevollmächtigung der zuständigen Ausländerbehörde durch den Arbeitgeber, das3. Bevollmächtigung der zuständigen Ausländerbehörde durch den Arbeitgeber, das

Verfahren zur Feststellung der Gleichwertigkeit der im Ausland erworbenenVerfahren zur Feststellung der Gleichwertigkeit der im Ausland erworbenen

Berufsqualifikation einleiten und betreiben zu können,Berufsqualifikation einleiten und betreiben zu können,

4. Verpflichtung des Arbeitgebers, auf die Einhaltung der Mitwirkungspflicht des4. Verpflichtung des Arbeitgebers, auf die Einhaltung der Mitwirkungspflicht des

Ausländers nach § 82 Absatz 1 Satz 1 durch diesen hinzuwirken,Ausländers nach § 82 Absatz 1 Satz 1 durch diesen hinzuwirken,

5. vorzulegende Nachweise,5. vorzulegende Nachweise,

6. Beschreibung der Abläufe einschließlich Beteiligter und Erledigungsfristen,6. Beschreibung der Abläufe einschließlich Beteiligter und Erledigungsfristen,

7. Mitwirkungspflicht des Arbeitgebers nach § 4a Absatz 5 Satz 3 Nummer 3 und7. Mitwirkungspflicht des Arbeitgebers nach § 4a Absatz 5 Satz 3 Nummer 3 und

8. Folgen bei Nichteinhalten der Vereinbarung.8. Folgen bei Nichteinhalten der Vereinbarung.

(3) Im Rahmen des beschleunigten Fachkräfteverfahrens ist es Aufgabe der(3) Im Rahmen des beschleunigten Fachkräfteverfahrens ist es Aufgabe der

zuständigen Ausländerbehörde,zuständigen Ausländerbehörde,

1. den Arbeitgeber zum Verfahren und den einzureichenden Nachweisen zu1. den Arbeitgeber zum Verfahren und den einzureichenden Nachweisen zu

beraten,beraten,

2. soweit erforderlich, das Verfahren zur Feststellung der Gleichwertigkeit der im2. soweit erforderlich, das Verfahren zur Feststellung der Gleichwertigkeit der im

Ausland erworbenen Berufsqualifikation oder zur Zeugnisbewertung desAusland erworbenen Berufsqualifikation oder zur Zeugnisbewertung des

ausländischen Hochschulabschlusses bei der jeweils zuständigen Stelle unterausländischen Hochschulabschlusses bei der jeweils zuständigen Stelle unter

Hinweis auf das beschleunigte Fachkräfteverfahren einzuleiten; soll der AusländerHinweis auf das beschleunigte Fachkräfteverfahren einzuleiten; soll der Ausländer

in einem im Inland reglementierten Beruf beschäftigt werden, ist diein einem im Inland reglementierten Beruf beschäftigt werden, ist die

Berufsausübungserlaubnis einzuholen,Berufsausübungserlaubnis einzuholen,

3. die Eingangs- und Vollständigkeitsbestätigungen der zuständigen Stellen dem3. die Eingangs- und Vollständigkeitsbestätigungen der zuständigen Stellen dem



Arbeitgeber unverzüglich zur Kenntnis zu übersenden, wenn ein Verfahren nachArbeitgeber unverzüglich zur Kenntnis zu übersenden, wenn ein Verfahren nach

Nummer 2 eingeleitet wurde; bei Anforderung weiterer Nachweise durch dieNummer 2 eingeleitet wurde; bei Anforderung weiterer Nachweise durch die

zuständige Stelle und bei Eingang der von der zuständigen Stelle getroffenenzuständige Stelle und bei Eingang der von der zuständigen Stelle getroffenen

Feststellungen ist der Arbeitgeber innerhalb von drei Werktagen ab Eingang zurFeststellungen ist der Arbeitgeber innerhalb von drei Werktagen ab Eingang zur

Aushändigung und Besprechung des weiteren Ablaufs einzuladen,Aushändigung und Besprechung des weiteren Ablaufs einzuladen,

4. soweit erforderlich, unter Hinweis auf das beschleunigte Fachkräfteverfahren die4. soweit erforderlich, unter Hinweis auf das beschleunigte Fachkräfteverfahren die

Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit einzuholen,Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit einzuholen,

5. die zuständige Auslandsvertretung über die bevorstehende Visumantragstellung5. die zuständige Auslandsvertretung über die bevorstehende Visumantragstellung

durch den Ausländer zu informieren unddurch den Ausländer zu informieren und

6. bei Vorliegen der erforderlichen Voraussetzungen, einschließlich der6. bei Vorliegen der erforderlichen Voraussetzungen, einschließlich der

Feststellung der Gleichwertigkeit oder Vorliegen der Vergleichbarkeit derFeststellung der Gleichwertigkeit oder Vorliegen der Vergleichbarkeit der

Berufsqualifikation sowie der Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit, derBerufsqualifikation sowie der Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit, der

Visumerteilung unverzüglich vorab zuzustimmen.Visumerteilung unverzüglich vorab zuzustimmen.

Stellt die zuständige Stelle durch Bescheid fest, dass die im Ausland erworbeneStellt die zuständige Stelle durch Bescheid fest, dass die im Ausland erworbene

Berufsqualifikation nicht gleichwertig ist, die Gleichwertigkeit aber durch eineBerufsqualifikation nicht gleichwertig ist, die Gleichwertigkeit aber durch eine

Qualifizierungsmaßnahme erreicht werden kann, kann das Verfahren nach § 81aQualifizierungsmaßnahme erreicht werden kann, kann das Verfahren nach § 81a

mit dem Ziel der Einreise zum Zweck des § 16d fortgeführt werden.mit dem Ziel der Einreise zum Zweck des § 16d fortgeführt werden.

(4) Dieses Verfahren umfasst auch den Familiennachzug des Ehegatten und(4) Dieses Verfahren umfasst auch den Familiennachzug des Ehegatten und

minderjähriger lediger Kinder, deren Visumanträge in zeitlichem Zusammenhangminderjähriger lediger Kinder, deren Visumanträge in zeitlichem Zusammenhang

gestellt werden.gestellt werden.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für sonstige qualifizierte Beschäftigte.(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für sonstige qualifizierte Beschäftigte.

§ 82 Mitwirkung des Ausländers§ 82 Mitwirkung des Ausländers

(1) Der Ausländer ist verpflichtet, seine Belange und für ihn günstige Umstände,(1) Der Ausländer ist verpflichtet, seine Belange und für ihn günstige Umstände,

soweit sie nicht offenkundig oder bekannt sind, unter Angabe nachprüfbarersoweit sie nicht offenkundig oder bekannt sind, unter Angabe nachprüfbarer

Umstände unverzüglich geltend zu machen und die erforderlichen Nachweise überUmstände unverzüglich geltend zu machen und die erforderlichen Nachweise über

seine persönlichen Verhältnisse, sonstige erforderliche Bescheinigungen undseine persönlichen Verhältnisse, sonstige erforderliche Bescheinigungen und

Erlaubnisse sowie sonstige erforderliche Nachweise, die er erbringen kann,Erlaubnisse sowie sonstige erforderliche Nachweise, die er erbringen kann,

unverzüglich beizubringen. Die Ausländerbehörde kann ihm dafür eineunverzüglich beizubringen. Die Ausländerbehörde kann ihm dafür eine

angemessene Frist setzen. Sie setzt ihm eine solche Frist, wenn sie dieangemessene Frist setzen. Sie setzt ihm eine solche Frist, wenn sie die

Bearbeitung eines Antrags auf Erteilung eines Aufenthaltstitels wegen fehlenderBearbeitung eines Antrags auf Erteilung eines Aufenthaltstitels wegen fehlender

oder unvollständiger Angaben aussetzt, und benennt dabei die nachzuholendenoder unvollständiger Angaben aussetzt, und benennt dabei die nachzuholenden

Angaben. Nach Ablauf der Frist geltend gemachte Umstände und beigebrachteAngaben. Nach Ablauf der Frist geltend gemachte Umstände und beigebrachte

Nachweise können unberücksichtigt bleiben. Der Ausländer, der eine ICT-KarteNachweise können unberücksichtigt bleiben. Der Ausländer, der eine ICT-Karte

nach § 19b beantragt hat, ist verpflichtet, der zuständigen Ausländerbehörde jedenach § 19b beantragt hat, ist verpflichtet, der zuständigen Ausländerbehörde jede

Änderung mitzuteilen, die während des Antragsverfahrens eintritt und dieÄnderung mitzuteilen, die während des Antragsverfahrens eintritt und die



Auswirkungen auf die Voraussetzungen der Erteilung der ICT-Karte hat.Auswirkungen auf die Voraussetzungen der Erteilung der ICT-Karte hat.

(2) Absatz 1 findet im Widerspruchsverfahren entsprechende Anwendung.(2) Absatz 1 findet im Widerspruchsverfahren entsprechende Anwendung.

(3) Der Ausländer soll auf seine Pflichten nach Absatz 1 sowie seine wesentlichen(3) Der Ausländer soll auf seine Pflichten nach Absatz 1 sowie seine wesentlichen

Rechte und Pflichten nach diesem Gesetz, insbesondere die Verpflichtungen ausRechte und Pflichten nach diesem Gesetz, insbesondere die Verpflichtungen aus

den §§ 44a, 48, 49 und 81 hingewiesen werden. Im Falle der Fristsetzung ist er aufden §§ 44a, 48, 49 und 81 hingewiesen werden. Im Falle der Fristsetzung ist er auf

die Folgen der Fristversäumung hinzuweisen.die Folgen der Fristversäumung hinzuweisen.

(4) Soweit es zur Vorbereitung und Durchführung von Maßnahmen nach diesem(4) Soweit es zur Vorbereitung und Durchführung von Maßnahmen nach diesem

Gesetz und nach ausländerrechtlichen Bestimmungen in anderen GesetzenGesetz und nach ausländerrechtlichen Bestimmungen in anderen Gesetzen

erforderlich ist, kann angeordnet werden, dass ein Ausländer bei der zuständigenerforderlich ist, kann angeordnet werden, dass ein Ausländer bei der zuständigen

Behörde sowie den Vertretungen oder ermächtigten Bediensteten des Staates,Behörde sowie den Vertretungen oder ermächtigten Bediensteten des Staates,

dessen Staatsangehörigkeit er vermutlich besitzt, persönlich erscheint sowie einedessen Staatsangehörigkeit er vermutlich besitzt, persönlich erscheint sowie eine

ärztliche Untersuchung zur Feststellung der Reisefähigkeit durchgeführt wird.ärztliche Untersuchung zur Feststellung der Reisefähigkeit durchgeführt wird.

Kommt der Ausländer einer Anordnung nach Satz 1 nicht nach, kann sieKommt der Ausländer einer Anordnung nach Satz 1 nicht nach, kann sie

zwangsweise durchgesetzt werden. § 40 Abs. 1 und 2, die §§ 41, 42 Abs. 1 Satz 1zwangsweise durchgesetzt werden. § 40 Abs. 1 und 2, die §§ 41, 42 Abs. 1 Satz 1

und 3 des Bundespolizeigesetzes finden entsprechende Anwendung.und 3 des Bundespolizeigesetzes finden entsprechende Anwendung.

(5) Der Ausländer, für den nach diesem Gesetz, dem Asylgesetz oder den zur(5) Der Ausländer, für den nach diesem Gesetz, dem Asylgesetz oder den zur

Durchführung dieser Gesetze erlassenen Bestimmungen ein Dokument ausgestelltDurchführung dieser Gesetze erlassenen Bestimmungen ein Dokument ausgestellt

werden soll, hat auf Verlangenwerden soll, hat auf Verlangen

1. ein aktuelles Lichtbild nach Maßgabe einer nach § 99 Abs. 1 Nr. 13 und 13a1. ein aktuelles Lichtbild nach Maßgabe einer nach § 99 Abs. 1 Nr. 13 und 13a

erlassenen Rechtsverordnung vorzulegen oder bei der Aufnahme eines solchenerlassenen Rechtsverordnung vorzulegen oder bei der Aufnahme eines solchen

Lichtbildes mitzuwirken undLichtbildes mitzuwirken und

2. bei der Abnahme seiner Fingerabdrücke nach Maßgabe einer nach § 99 Absatz 12. bei der Abnahme seiner Fingerabdrücke nach Maßgabe einer nach § 99 Absatz 1

Nummer 13 und 13a erlassenen Rechtsverordnung mitzuwirken.Nummer 13 und 13a erlassenen Rechtsverordnung mitzuwirken.

Das Lichtbild und die Fingerabdrücke dürfen in Dokumente nach Satz 1 eingebrachtDas Lichtbild und die Fingerabdrücke dürfen in Dokumente nach Satz 1 eingebracht

und von den zuständigen Behörden zur Sicherung und einer späteren Feststellungund von den zuständigen Behörden zur Sicherung und einer späteren Feststellung

der Identität verarbeitet werden.der Identität verarbeitet werden.

(6) Ausländer, die im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nach Kapitel 2 Abschnitt 3(6) Ausländer, die im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nach Kapitel 2 Abschnitt 3

oder 4 sind, sind verpflichtet, der zuständigen Ausländerbehörde innerhalb vonoder 4 sind, sind verpflichtet, der zuständigen Ausländerbehörde innerhalb von

zwei Wochen ab Kenntnis mitzuteilen, dass die Ausbildung oder diezwei Wochen ab Kenntnis mitzuteilen, dass die Ausbildung oder die

Erwerbstätigkeit, für die der Aufenthaltstitel erteilt wurde, vorzeitig beendet wurde.Erwerbstätigkeit, für die der Aufenthaltstitel erteilt wurde, vorzeitig beendet wurde.

Der Ausländer ist bei Erteilung des Aufenthaltstitels über seine Verpflichtung nachDer Ausländer ist bei Erteilung des Aufenthaltstitels über seine Verpflichtung nach

Satz 1 zu unterrichten.Satz 1 zu unterrichten.

§ 83 Beschränkung der Anfechtbarkeit§ 83 Beschränkung der Anfechtbarkeit

(1) Die Versagung eines nationalen Visums und eines Passersatzes an der Grenze(1) Die Versagung eines nationalen Visums und eines Passersatzes an der Grenze



sind unanfechtbar. Der Ausländer wird bei der Versagung eines nationalen Visumssind unanfechtbar. Der Ausländer wird bei der Versagung eines nationalen Visums

und eines Passersatzes an der Grenze auf die Möglichkeit einer Antragstellung beiund eines Passersatzes an der Grenze auf die Möglichkeit einer Antragstellung bei

der zuständigen Auslandsvertretung hingewiesen.der zuständigen Auslandsvertretung hingewiesen.

(2) Gegen die Versagung der Aussetzung der Abschiebung findet kein Widerspruch(2) Gegen die Versagung der Aussetzung der Abschiebung findet kein Widerspruch

statt.statt.

(3) Gegen die Anordnung und Befristung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots(3) Gegen die Anordnung und Befristung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots

durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge findet kein Widerspruch statt.durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge findet kein Widerspruch statt.

§ 84 Wirkungen von Widerspruch und Klage§ 84 Wirkungen von Widerspruch und Klage

(1) Widerspruch und Klage gegen(1) Widerspruch und Klage gegen

1. die Ablehnung eines Antrages auf Erteilung oder Verlängerung des1. die Ablehnung eines Antrages auf Erteilung oder Verlängerung des

Aufenthaltstitels,Aufenthaltstitels,

1a. Maßnahmen nach § 49,1a. Maßnahmen nach § 49,

2. die Auflage nach § 61 Absatz 1e, in einer Ausreiseeinrichtung Wohnung zu2. die Auflage nach § 61 Absatz 1e, in einer Ausreiseeinrichtung Wohnung zu

nehmen,nehmen,

2a. Auflagen zur Sicherung und Durchsetzung der vollziehbaren Ausreisepflicht2a. Auflagen zur Sicherung und Durchsetzung der vollziehbaren Ausreisepflicht

nach § 61 Absatz 1e,nach § 61 Absatz 1e,

3. die Änderung oder Aufhebung einer Nebenbestimmung, die die Ausübung einer3. die Änderung oder Aufhebung einer Nebenbestimmung, die die Ausübung einer

Erwerbstätigkeit betrifft,Erwerbstätigkeit betrifft,

4. den Widerruf des Aufenthaltstitels des Ausländers nach § 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 44. den Widerruf des Aufenthaltstitels des Ausländers nach § 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4

in den Fällen des § 75 Absatz 2 Satz 1 des Asylgesetzes,in den Fällen des § 75 Absatz 2 Satz 1 des Asylgesetzes,

5. den Widerruf oder die Rücknahme der Anerkennung von5. den Widerruf oder die Rücknahme der Anerkennung von

Forschungseinrichtungen für den Abschluss von Aufnahmevereinbarungen nach §Forschungseinrichtungen für den Abschluss von Aufnahmevereinbarungen nach §

18d,18d,

6. die Ausreiseuntersagung nach § 46 Absatz 2 Satz 1,6. die Ausreiseuntersagung nach § 46 Absatz 2 Satz 1,

7. die Befristung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11,7. die Befristung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11,

8. die Anordnung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11 Absatz 6 sowie8. die Anordnung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11 Absatz 6 sowie

9. die Feststellung nach § 85a Absatz 1 Satz 29. die Feststellung nach § 85a Absatz 1 Satz 2

haben keine aufschiebende Wirkung.haben keine aufschiebende Wirkung.

Die Klage gegen die Anordnung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11Die Klage gegen die Anordnung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11

Absatz 7 hat keine aufschiebende Wirkung.Absatz 7 hat keine aufschiebende Wirkung.

(2) Widerspruch und Klage lassen unbeschadet ihrer aufschiebenden Wirkung die(2) Widerspruch und Klage lassen unbeschadet ihrer aufschiebenden Wirkung die



Wirksamkeit der Ausweisung und eines sonstigen Verwaltungsaktes, der dieWirksamkeit der Ausweisung und eines sonstigen Verwaltungsaktes, der die

Rechtmäßigkeit des Aufenthalts beendet, unberührt. Für Zwecke der AufnahmeRechtmäßigkeit des Aufenthalts beendet, unberührt. Für Zwecke der Aufnahme

oder Ausübung einer Erwerbstätigkeit gilt der Aufenthaltstitel als fortbestehend,oder Ausübung einer Erwerbstätigkeit gilt der Aufenthaltstitel als fortbestehend,

solange die Frist zur Erhebung des Widerspruchs oder der Klage noch nichtsolange die Frist zur Erhebung des Widerspruchs oder der Klage noch nicht

abgelaufen ist, während eines gerichtlichen Verfahrens über einen zulässigenabgelaufen ist, während eines gerichtlichen Verfahrens über einen zulässigen

Antrag auf Anordnung oder Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung oderAntrag auf Anordnung oder Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung oder

solange der eingelegte Rechtsbehelf aufschiebende Wirkung hat. Einesolange der eingelegte Rechtsbehelf aufschiebende Wirkung hat. Eine

Unterbrechung der Rechtmäßigkeit des Aufenthalts tritt nicht ein, wenn derUnterbrechung der Rechtmäßigkeit des Aufenthalts tritt nicht ein, wenn der

Verwaltungsakt durch eine behördliche oder unanfechtbare gerichtlicheVerwaltungsakt durch eine behördliche oder unanfechtbare gerichtliche

Entscheidung aufgehoben wird.Entscheidung aufgehoben wird.

§ 85 Berechnung von Aufenthaltszeiten§ 85 Berechnung von Aufenthaltszeiten

Unterbrechungen der Rechtmäßigkeit des Aufenthalts bis zu einem Jahr könnenUnterbrechungen der Rechtmäßigkeit des Aufenthalts bis zu einem Jahr können

außer Betracht bleiben.außer Betracht bleiben.

§ 85a Verfahren bei konkreten Anhaltspunkten einer missbräuchlichen§ 85a Verfahren bei konkreten Anhaltspunkten einer missbräuchlichen

Anerkennung der VaterschaftAnerkennung der Vaterschaft

(1) Wird der Ausländerbehörde von einer beurkundenden Behörde oder einer(1) Wird der Ausländerbehörde von einer beurkundenden Behörde oder einer

Urkundsperson mitgeteilt, dass konkrete Anhaltspunkte für eine missbräuchlicheUrkundsperson mitgeteilt, dass konkrete Anhaltspunkte für eine missbräuchliche

Anerkennung der Vaterschaft im Sinne von § 1597a Absatz 1 des BürgerlichenAnerkennung der Vaterschaft im Sinne von § 1597a Absatz 1 des Bürgerlichen

Gesetzbuchs bestehen, prüft die Ausländerbehörde, ob eine solche vorliegt. ErgibtGesetzbuchs bestehen, prüft die Ausländerbehörde, ob eine solche vorliegt. Ergibt

die Prüfung, dass die Anerkennung der Vaterschaft missbräuchlich ist, stellt diedie Prüfung, dass die Anerkennung der Vaterschaft missbräuchlich ist, stellt die

Ausländerbehörde dies durch schriftlichen oder elektronischen Verwaltungsakt fest.Ausländerbehörde dies durch schriftlichen oder elektronischen Verwaltungsakt fest.

Ergibt die Prüfung, dass die Anerkennung der Vaterschaft nicht missbräuchlich ist,Ergibt die Prüfung, dass die Anerkennung der Vaterschaft nicht missbräuchlich ist,

stellt die Ausländerbehörde das Verfahren ein.stellt die Ausländerbehörde das Verfahren ein.

(2) Eine missbräuchliche Anerkennung der Vaterschaft wird regelmäßig vermutet,(2) Eine missbräuchliche Anerkennung der Vaterschaft wird regelmäßig vermutet,

wennwenn

1. der Anerkennende erklärt, dass seine Anerkennung gezielt gerade einem Zweck1. der Anerkennende erklärt, dass seine Anerkennung gezielt gerade einem Zweck

im Sinne von § 1597a Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs dient,im Sinne von § 1597a Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs dient,

2. die Mutter erklärt, dass ihre Zustimmung gezielt gerade einem Zweck im Sinne2. die Mutter erklärt, dass ihre Zustimmung gezielt gerade einem Zweck im Sinne

von § 1597a Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs dient,von § 1597a Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs dient,

3. der Anerkennende bereits mehrfach die Vaterschaft von Kindern verschiedener3. der Anerkennende bereits mehrfach die Vaterschaft von Kindern verschiedener

ausländischer Mütter anerkannt hat und jeweils die rechtlichen Voraussetzungenausländischer Mütter anerkannt hat und jeweils die rechtlichen Voraussetzungen

für die erlaubte Einreise oder den erlaubten Aufenthalt des Kindes oder der Mutterfür die erlaubte Einreise oder den erlaubten Aufenthalt des Kindes oder der Mutter

durch die Anerkennung geschaffen hat, auch wenn das Kind durch diedurch die Anerkennung geschaffen hat, auch wenn das Kind durch die

Anerkennung die deutsche Staatsangehörigkeit erworben hat,Anerkennung die deutsche Staatsangehörigkeit erworben hat,



4. dem Anerkennenden oder der Mutter ein Vermögensvorteil für die Anerkennung4. dem Anerkennenden oder der Mutter ein Vermögensvorteil für die Anerkennung

der Vaterschaft oder die Zustimmung hierzu gewährt oder versprochen worden istder Vaterschaft oder die Zustimmung hierzu gewährt oder versprochen worden ist

und die Erlangung der rechtlichen Voraussetzungen für die erlaubte Einreise oderund die Erlangung der rechtlichen Voraussetzungen für die erlaubte Einreise oder

den erlaubten Aufenthalt des Kindes, des Anerkennenden oder der Mutter ohne dieden erlaubten Aufenthalt des Kindes, des Anerkennenden oder der Mutter ohne die

Anerkennung der Vaterschaft und die Zustimmung hierzu nicht zu erwarten ist. DiesAnerkennung der Vaterschaft und die Zustimmung hierzu nicht zu erwarten ist. Dies

gilt auch, wenn die rechtlichen Voraussetzungen für die erlaubte Einreise oder dengilt auch, wenn die rechtlichen Voraussetzungen für die erlaubte Einreise oder den

erlaubten Aufenthalt des Kindes durch den Erwerb der deutschenerlaubten Aufenthalt des Kindes durch den Erwerb der deutschen

Staatsangehörigkeit des Kindes nach § 4 Absatz 1 oder Absatz 3 Satz 1 desStaatsangehörigkeit des Kindes nach § 4 Absatz 1 oder Absatz 3 Satz 1 des

Staatsangehörigkeitsgesetzes geschaffen werden sollen.Staatsangehörigkeitsgesetzes geschaffen werden sollen.

(3) Ist die Feststellung nach Absatz 1 Satz 2 unanfechtbar, gibt die(3) Ist die Feststellung nach Absatz 1 Satz 2 unanfechtbar, gibt die

Ausländerbehörde der beurkundenden Behörde oder der Urkundsperson und demAusländerbehörde der beurkundenden Behörde oder der Urkundsperson und dem

Standesamt eine beglaubigte Abschrift mit einem Vermerk über den Eintritt derStandesamt eine beglaubigte Abschrift mit einem Vermerk über den Eintritt der

Unanfechtbarkeit zur Kenntnis. Stellt die Behörde das Verfahren ein, teilt sie diesUnanfechtbarkeit zur Kenntnis. Stellt die Behörde das Verfahren ein, teilt sie dies

der beurkundenden Behörde oder der Urkundsperson, den Beteiligten und demder beurkundenden Behörde oder der Urkundsperson, den Beteiligten und dem

Standesamt schriftlich oder elektronisch mit.Standesamt schriftlich oder elektronisch mit.

(4) Im Ausland sind für die Maßnahmen und Feststellungen nach den Absätzen 1(4) Im Ausland sind für die Maßnahmen und Feststellungen nach den Absätzen 1

und 3 die deutschen Auslandsvertretungen zuständig.und 3 die deutschen Auslandsvertretungen zuständig.


